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Abteilung 13
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Normenkette § 45 Abs.3 Buchst. c BVG

1. Instanz

Aktenzeichen S 42 V 200/94-W 95
Datum 08.01.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 V 10/99
Datum 19.09.2000

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 8.
Januar 1999 aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten
haben die Beteiligten einander in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten. Die
Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darum, ob der am 10. November 1943 geborenen KlÃ¤gerin
nach ihrem am 11. September 1905 geborenen und am 1. November 1944 durch
Freitod aus dem Leben geschiedenen Vater P. L. (kÃ¼nftig: Herr L.) eine
Waisenrente nach Â§ 45 Abs. 3 Buchstabe c des Bundesversorgungsgesetzes -BVG-
zusteht.

Aus den im Zuge mehrerer Antragsverfahren beigezogenen Unterlagen,
insbesondere einer Akte des Bundesarchivs Aachen und den bei der Deutschen
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Dienststelle (WASt) vorliegenden Karteikarten Ã¼ber Herrn L., ergibt sich Ã¼ber
dessen Wehrdienst das folgende Bild: Herr L. wurde â�� seinerzeit Obergefreiter
beim 1. Wachbataillon GroÃ�-Deutschland â�� durch Feldurteil des Gerichts der
Wehrmachtskommandantur Berlin vom 21. Juli 1943 wegen fortgesetzten
militÃ¤rischen Diebstahls, wegen Hehlerei und wegen fortgesetzten Betruges zu
einer Gesamtstrafe von 4 Jahren GefÃ¤ngnis und Rangverlust verurteilt. Durch
VerfÃ¼gung vom 5. Februar 1944 wurde die Vollstreckung der Strafe nach einer
TeilverbÃ¼Ã�ung ausgesetzt. Dem Verurteilten, Herrn L., wurde Strafaussetzung
bis zur Beendigung des Kriegszustandes gewÃ¤hrt, um ihm Gelegenheit zur
FeindbewÃ¤hrung zu geben. Er wurde zur kÃ¤mpfenden Truppe versetzt. Aus dem
Entlassungsschein vom 20. Februar 1944 ist ersichtlich, das Herr L. am 21. Februar
1944 zur â��286. Sich.Div.â�� entlassen wurde. In den von der WASt
Ã¼berreichten fotokopierten Karteikarten findet sich dann folgende Eintragung:
â��01.11.44 i. Schonung BahnÃ¼bergang b. Ka. Krs. L. erhÃ¤ngtâ��. Beerdigt
wurde Herr L. auf dem Gemeindefriedhof L. . Aus einem Vermerk vom 19.
November 1950 ist zu entnehmen, das laut Archiv der WASt keine
WehrdienstbeschÃ¤digung vorgelegen haben und dass das Strafbuch bei
Absetzbewegung verloren gegangen sein soll. In einem weiteren Vermerk heiÃ�t es,
in der dem Versorgungsamt II erteilten Auskunft vom 18. November 1952 sei
mitgeteilt worden, dass das Motiv fÃ¼r den Freitod durch ErhÃ¤ngen nicht
festzustellen sei. AuÃ�erdem liegt eine vom seinerzeitigen Hauptmann und
KompaniefÃ¼hrer verfasste Verlustmeldung des Inhalts vor, dass der SchÃ¼tze P.
L. in einer Schonung ca. 200 m vor BahnÃ¼bergang zwischen Blockstelle 168 und
169 bei Ka. am 1. November 1944 Selbstmord durch ErhÃ¤ngen begangenen habe
und dass die AngehÃ¶rigen am 5. November 1944 benachrichtigt worden seien.
Weiterhin ist ein Beschluss des Amtsgerichts Tempelhof vom 30. Oktober 1944
aktenkundig, wonach die unehelich geborene KlÃ¤gerin die Rechtsstellung eines
ehelichen Kindes dadurch erlangt habe, dass der Vater am 28. September 1944 vor
dem Standesamt B.-Kr. mit der Mutter die Ehe geschlossen habe.

AntrÃ¤ge auf Hinterbliebenenversorgung sind mehrfach abgelehnt worden. Durch
Bescheid vom 19. Oktober 1954 lehnte es das Versorgungsamt II Berlin ab, der
KlÃ¤gerin nach ihrem am 1. November 1944 durch Freitod aus dem Leben
geschiedenen Vater Waisenrente zu gewÃ¤hren. Die VerwaltungsbehÃ¶rde
begrÃ¼ndete ihre Entscheidung gegenÃ¼ber der durch einen Vormund vertretenen
KlÃ¤gerin damit, dass eine vom BeschÃ¤digten absichtlich herbeigefÃ¼hrte
SchÃ¤digung, wie der Freitod, nicht als SchÃ¤digung im Sinne der
versorgungsrechtlichen Vorschriften gelte. Dass eine BeeintrÃ¤chtigung der freien
Willensbestimmung durch den militÃ¤rischen Dienst oder die diesem Dienst
eigentÃ¼mlichen VerhÃ¤ltnisse vorgelegen habe, sei nicht erkennbar. Irgendwelche
GrÃ¼nde, die den Freitod gerechtfertigt hÃ¤tten, seien nicht angegeben worden
und nach dem Ergebnis der Ermittlungen nicht wahrscheinlich. Die um Mithilfe
ersuchte Kindesmutter, deren Ehe nach erneuter EheschlieÃ�ung am 7. November
1949 am 25. Mai 1954 geschieden worden war, habe mangels Mitarbeit zur
AufklÃ¤rung nicht beigetragen. Der Bescheid wurde bindend.

Durch Bescheid vom 22. Februar 1994 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 16. Mai 1994 lehnte es der Beklagte ab, der Mutter der KlÃ¤gerin nach Â§ 1
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Abs. 5 i.V.m. Â§ 38 BVG eine Witwenrente nach ihrem ersten Ehemann zu zahlen,
weil nicht ausreichend wahrscheinlich sei, dass dessen Freitod auf eine
BeeintrÃ¤chtigung der freien Willensbestimmung zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Auch
dieser Bescheid wurde â�� nach der zunÃ¤chst bei dem Sozialgericht Berlin unter
dem Aktenzeichen S 43 V 179/94 anhÃ¤ngig gemachten Klage â�� durch
RÃ¼cknahme bindend.

Mit dem im MÃ¤rz 1993 gestellten â�� hier streitigen â�� Antrag machte die
KlÃ¤gerin einen Anspruch auf Waisenrente gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 3 Buchstabe c BVG
infolge kÃ¶rperlicher Gebrechen geltend. Sie sei aufgrund einer schweren
chronischen Polyarthritis und einem anerkannten Grad der Behinderung von 100
schwer kÃ¶rperbehindert, seit 1965 EmpfÃ¤ngerin von Pflegegeld und lebe seit
1991 von einer Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit. Sie beziehe auÃ�erdem
Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz.

Durch Bescheid vom 23. Februar 1994 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 2. Juni 1994 lehnte der Beklagte auch den Antrag der KlÃ¤gerin ab. Die
Voraussetzungen fÃ¼r eine RÃ¼cknahme dieses Bescheides lÃ¤gen nicht vor. Die
Ermittlungen hÃ¤tten ergeben, dass der Vater der KlÃ¤gerin durch SelbsttÃ¶tung
aus dem Leben geschieden sei und kein Anlass zu der Annahme bestehe, sein
Freitod habe auf einer BeeintrÃ¤chtigung der freien Willensbestimmung beruht.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren hat die KlÃ¤gerin geltend gemacht, sie
entnehme den Unterlagen, dass ihr Vater durch diensteigentÃ¼mliche
VerhÃ¤ltnisse zur SelbsttÃ¶tung getrieben worden sei. Die Wehrmacht habe sich im
November 1944 auf dem RÃ¼ckzug befunden. Es sei gut mÃ¶glich, dass die
Frontverschiebungen zu Verwirrungen gefÃ¼hrt hÃ¤tten. Seinerzeit sei das
â��Kneifen vor dem Feindâ�� kurzentschlossen geahndet worden (â��Aktion
Werwolfâ��). Es seien viele Soldaten aufgehÃ¤ngt worden. AuÃ�erdem sei ein
Selbstmord zu der damaligen Zeit auch noch eine verurteilungswÃ¼rdige Tat
gewesen, die â�� anders als heute â�� als moralisch und religiÃ¶s verwerflich
angesehen wurde. Sein Selbstmord sei deshalb in jedem Fall aufgrund der
historischen Situation als kriegsbedingt anzusehen.

Nach persÃ¶nlicher AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin im Termin vom 8. Januar 1999,
insbesondere zu dem Vorliegen der Voraussetzungen des Â§ 45 BVG, hat das
Sozialgericht durch Urteil vom gleichen Tage den Beklagten dazu verurteilt, der
KlÃ¤gerin unter Aufhebung der angefochtenen Bescheide und RÃ¼cknahme des
Bescheides vom 19. Oktober 1954 ab 23. MÃ¤rz 1989 eine Waisenrente nach den
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes zu gewÃ¤hren. Der Bescheid vom 19.
Oktober 1954 sei rechtswidrig ergangen. Die damalige SachaufklÃ¤rung sei
unzureichend gewesen. Die WÃ¼rdigung des seinerzeitigen Ergebnisses, wonach
der Selbstmord des Herrn L. keine SchÃ¤digungsfolge im Sinne des Â§ 1 BVG sei,
lasse sich nach den neuen Erkenntnissen nicht mehr halten. Hiernach sei davon
auszugehen, dass dessen Selbstmord â�� eine andere Auffassung zur Todesursache
sei nicht gerechtfertigt â�� kausal auf die damals zeitlich und Ã¶rtlich herrschenden
kriegsbedingten UmstÃ¤nde zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Was sich seinerzeit zum
Todeszeitpunkt bei Ka. im Kreis L. ca. 20 km von der polnischen Grenze entfernt vor
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dem Tod tatsÃ¤chlich ereignet habe, lasse sich heute praktisch nicht mehr
ermitteln. Es habe sich dort um die letzten Kriegsmonate gehandelt. Die Lage der
deutschen Soldaten sei verwirrender und bedrohlicher geworden. Die sowjetische
Sommeroffensive ab Juni 1944 habe die Rote Armee bis an die damalige Grenze
OstpreuÃ�ens gefÃ¼hrt. Auf den 13. Januar 1945 sei offiziell der Beginn der
russischen DurchbrÃ¼che in OstpreuÃ�en zu datieren. Da die deutschen Truppen
beim RÃ¼ckzug aus der Sowjetunion â��verbrannte Erdeâ�� hinterlassen hÃ¤tten,
sei die Situation fÃ¼r die deutschen Soldaten zu dieser Zeit an dieser Stelle der
Ostfront Ã¤uÃ�erst kritisch gewesen. Dass der militÃ¤rische Dienst zum
Todeszeitpunkt des Herrn L. fÃ¼r die Soldaten extreme Belastungen mit sich
gebracht habe, sei im vorliegenden Fall auch ohne konkrete Nachweise und
Zeugenaussagen anzunehmen, weil hier Â§ 15 des Gesetzes Ã¼ber das
Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung anzuwenden sei. Zwar seien keine
genaue Begebenheit, kein konkretes Ereignis oder einzelne GesprÃ¤che vor dem
Tod des Herrn L. aktenkundig. Dennoch wÃ¤re es unangemessen, im vorliegenden
Fall die Glaubhaftmachung eines schÃ¤digenden Ereignisses im Sinne des Â§ 1 BVG
abzulehnen. Angesichts des dramatischen RÃ¼ckzuges der deutschen Truppen an
der Ostfront und der heutigen Kenntnis Ã¼ber den Verlauf der letzten Kriegswochen
und -monate mÃ¼ssten hier die bekannten zeitlichen und Ã¶rtlichen UmstÃ¤nde
ausreichen, um eine extrem belastende militÃ¤rische Situation fÃ¼r Herrn L. vor
seinem Tod als glaubhaft gemacht anzusehen. Eine andere Entscheidung wÃ¼rde
der damaligen Situation nicht in angemessener Weise Rechnung tragen. Die
schwierigen und kritischen KriegszustÃ¤nde machten wiederum eine
stimmungsmÃ¤Ã�ige BeeintrÃ¤chtigung des Herrn L., die ihn zur SelbsttÃ¶tung als
einzigen Ausweg getrieben hÃ¤tte, wahrscheinlich. Private persÃ¶nliche UmstÃ¤nde
oder GrÃ¼nde fÃ¼r die SelbsttÃ¶tung erschienen hingegen unwahrscheinlich.
Insbesondere aus den MilitÃ¤rstrafunterlagen ergebe sich fÃ¼r das Gericht, dass
Herr L. ein zupackender und das Leben bejahender Mensch gewesen sei, der nach
der Geburt seiner Tochter, der KlÃ¤gerin, noch wenige Wochen vor seinem Tod
geheiratet und damit der KlÃ¤gerin den Status eines ehelichen Kindes gegeben
habe. Es lieÃ�en sich auch keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine neue Straftat finden, die
die Verzweiflungstat des Herrn L. erklÃ¤ren kÃ¶nnten.

Gegen das am 14. Mai 1999 zugestellte Urteil des Sozialgerichts richtet sich die
Berufung des Beklagten vom 21. Mai 1999. Er kÃ¶nne sich der Auffassung des
Sozialgerichts, wonach der Tod des Herrn L. auf einer BeeintrÃ¤chtigung der freien
Willensbestimmung wegen der Ende 1944 herrschenden kriegsbedingten
UmstÃ¤nde an der polnischen Grenze zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei, nicht anschlieÃ�en.
Die UmstÃ¤nde, die zur SelbsttÃ¶tung gefÃ¼hrt hÃ¤tten, seien nicht mehr
aufzuklÃ¤ren. SÃ¤mtliche Schlussfolgerungen des Sozialgerichts Ã¼ber die Ursache
der SelbsttÃ¶tung seien rein spekulativ und kÃ¶nnten das Vorliegen der
Voraussetzungen nicht wahrscheinlich machen.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 8. Januar 1999 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.
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Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie vertritt die Auffassung, dass das Sozialgericht den vorliegenden Unterlagen zwar
kein sicheres Tatsachenwissen habe entnehmen kÃ¶nnen. Es habe deshalb
zutreffend darauf abgestellt, dass die BeeintrÃ¤chtigung der freien Willensbildung
durch die kriegseigentÃ¼mlichen tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde wahrscheinlich sei.
Nachdem im Oktober 1944 die Heeresgruppe Nord in Kurland eingeschlossen
worden sei und erste DurchbrÃ¼che der sowjetischen Truppen in das Gebiet
OstpreuÃ�en ab dem 16. Oktober 1943 zu verzeichnen gewesen seien, sei die Front
der deutschen Truppen bereits weitgehend zusammengebrochen. Selbst die
MÃ¶glichkeit zum geordneten RÃ¼ckzug habe teilweise nicht bestanden. Die
allgemeine Situation der Front mit den schrecklichen, beÃ¤ngstigenden und
bedrohenden Szenen spreche mehr fÃ¼r als gegen die Annahme, dass die
Entscheidung ihres Vaters zum Suizid mit Wahrscheinlichkeit auf den dargelegten
kriegseigentÃ¼mlichen UmstÃ¤nden beruht habe.

Wegen der weiteren AusfÃ¼hrungen der Beteiligten wird auf deren SchriftsÃ¤tze
Bezug genommen. Verwiesen wird auÃ�erdem auf den sonstigen Inhalt der
Gerichtsakte, auf die Verwaltungsakten der KlÃ¤gerin zum Az.: 08/3 L 94 und ihrer
Mutter zum Az.: 08/116 L 92, eine Akte des Bundesarchivs Aachen, die Gerichtsakte
S 49 V 179/94 und das vom Sozialgericht angelegte Sonderheft mit Fotokopien
seines Schriftwechsels mit dem Evangelischen Zentralarchiv in Berlin, die vorlagen
und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des Beklagten ist begrÃ¼ndet, der KlÃ¤gerin steht eine Waisenrente
nach Â§ 45 Abs. 3 c BVG nicht zu. Der Tod des Herrn L. kann hier nicht als ein durch
den militÃ¤rischen Dienst entstandener Schaden angesehen werden, weil Herr L.
ihn durch die SelbsttÃ¶tung selbst herbeigefÃ¼hrt hat. Eine vom BeschÃ¤digten
absichtlich herbeigefÃ¼hrte SchÃ¤digung gilt nicht als SchÃ¤digung im Sinne des
Bundesversorgungsgesetzes (vgl. Â§ 1 Abs. 4 BVG).

In FÃ¤llen der SelbsttÃ¶tung besteht dann ein Anspruch auf Hinterbliebenenrente,
wenn der Verstorbene sich in einem die freie Willensbestimmung wesentlich
beeintrÃ¤chtigenden oder ausschlieÃ�enden Zustand krankhafter StÃ¶rung der
GeistestÃ¤tigkeit das Leben genommen hat und wenn dieser Zustand mit
Wahrscheinlichkeit durch Einwirkungen seines militÃ¤rischen Dienstes verursacht
worden ist (BSGE 1, S. 150 ff.). Das wÃ¤re dann der Fall, wenn der SelbsttÃ¶tung
eine WehrdienstbeschÃ¤digung vorausgegangen wÃ¤re, die die SelbsttÃ¶tung zur
Folge hatte (vgl. BSG SozR 3-3200 Â§ 81 Nr. 6). Das schÃ¤digende Ereignis, das die
SchÃ¤digungsfolge bewirkt hat (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) muss
wahrscheinlich sein (vgl. Â§ 1 Abs. 3 Satz 1 BVG und ausdrÃ¼cklich BSG SozR
3-3200 Â§ 81 Nr. 16). HierfÃ¼r reicht nicht schon die Annahme aus, ein Freitod
geschehe in der Regel in einem Zustand einer zwangslÃ¤ufigen BeeintrÃ¤chtigung
der Willens- und Handlungsfreiheit. Es mÃ¼ssen vielmehr im Einzelfall
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diensteigentÃ¼mliche VerhÃ¤ltnisse als Ursachen in dem MaÃ�e vorliegen, dass
andere Ursachen in den Hintergrund treten. HierfÃ¼r mÃ¼ssen im konkreten
Einzelfall deutliche, durch den Akteninhalt abgesicherte Erkenntnisse vorliegen, die
belegen, dass Herr L. vor seiner SelbsttÃ¶tung kriegsdiensteigentÃ¼mlichen
EinflÃ¼ssen ausgesetzt war, die sich dahin auswirkten, seine freie
Willensbestimmung derart zu beeintrÃ¤chtigen, dass er den Freitod suchte.

FÃ¼r die vorbezeichneten GewissensnÃ¶te des Herrn L. geben der Inhalt der
Gerichtsakten, die Verwaltungsakten und die Akte des Bundesarchivs nichts her. Es
gibt keine Zeugenaussagen, GesprÃ¤chsprotokolle oder sonstigen schriftlichen
Belege, dass sich Herr L. vor seiner SelbsttÃ¶tung in einer durch dienstliche
EinflÃ¼sse bewirkten Krise befunden hat. Ã�ber besonders tragische
Fronterlebnisse des Herrn L. ist gleichfalls nichts bekannt. Ebensowenig ist
aktenkundig, ob er besondere Schwierigkeiten mit seinem Kommandeur oder
seinen Kameraden hatte oder ungewÃ¶hnlichen Belastungen ausgesetzt war, die
â�� diensteigentÃ¼mlich â�� als Ursache fÃ¼r den Entschluss zum Selbstmord in
Betracht kommen.

Das sieht auch das Sozialgericht so, das in seiner BeweiswÃ¼rdigung deshalb nicht
auf individuelle diensteigentÃ¼mliche VerhÃ¤ltnisse abstellt. Es schlieÃ�t aus dem
Akteninhalt auf eine durchaus solide Charakterstruktur des Herrn L., der selbst nach
seiner Verurteilung durch das Gericht der Wehrmachtskommandantur Berlin seine
Lebenssituation im Griff zu haben schien, weil er die erhoffte Aussetzung seiner
Strafe erreicht und die Mutter der KlÃ¤gerin geheiratet hatte. Es stellt dann,
entsprechend der auch von der KlÃ¤gerin vertretenen Auffassung, auf die generell
schwierigen militÃ¤rischen VerhÃ¤ltnisse an der Ostfront im Todeszeitpunkt des
Herrn L. ab, in denen es die Ursache seiner SelbsttÃ¶tung sucht und zu finden
meint. Den Ã¼berzeugenden Schluss fÃ¼r einen inneren Zusammenhang zwischen
der SelbsttÃ¶tung mit dem versorgungsrechtlich geschÃ¼tzten Wehrdienst lassen
seine Vermutungen aber nicht zu. Dem Beklagten ist darin zuzustimmen, wenn er
diese WÃ¼rdigung militÃ¤rgeschichtlicher Fakten durch das Sozialgericht als
rechtserhebliche Tatsachen im Sinne des Â§ 1 BVG als eine die
Beweisanforderungen verkennende Spekulation bezeichnet. Es kommt nicht darauf
an, ob sich die versorgungsrechtlich bedeutsamen Ereignisse im Rahmen
durchschnittlicher, hier: jeden Soldaten betreffender gewÃ¶hnlicher Anforderungen,
gehalten haben. Entscheidend ist vielmehr die besondere individuelle Belastung
und Belastbarkeit des GeschÃ¤digten (vgl. BSGE 11 S. 50 ff.).

Diese besondere individuelle Belastung des Herrn L. zum Zeitpunkt seines Todes
konnte hier eindeutig nicht festgestellt werden, so dass auch dessen SelbsttÃ¶tung
nicht als Folge der Einwirkungen des militÃ¤rischen Dienstes festgestellt werden
konnte.

Das Urteil des Sozialgerichts konnte deshalb keinen Bestand haben, es war
aufzuheben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz -SGG-.
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GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Ziffern 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 14.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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